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Manifest zum
Schulanfang

Es ist eine wohltuende Abwechslung,
wenn ein Lehrerverband zu Beginn
des neuen Schuljahres nicht nur
mehr Lehrer und mehr Geld fordert
sowie alle Versäumnisse von Kultus-
minister Ludwig Spaenle auflistet.
Simone Fleischmann, Präsidentin
des Lehrerverbandes BLLV, wird in
diesem Jahr grundsätzlicher. Sie hat
– etwas großspurig – ein „Manifest“
verfasst: „Haltung zählt“. Es wendet
sich gegen die von den Pädagogen
beobachtete Verrohung der Sprache.
„Wir erleben eine Aggressivität, eine
Sprache des Hasses, der Gering-
schätzung und Diskriminierung, per-
sönliche Beleidigungen, bewusste
Kränkungen und Ausgrenzung in
Wort und Handeln.“ 

Fleischmann meint damit nicht
nur den rüden Umgangston in man-
chen Schulklassen oder die weitver-
breitete Hass-Sprache in den sozia-
len Medien. Ihr geht es explizit da-
rum, wie über Flüchtlinge und Mig-
ranten gesprochen wird. Dort ver-
misst sie Wertschätzung, Respekt
und Interesse. Mit der Überzeugung,
dass Hass-Sprache auch hässliche
Taten vorbereitet, appelliert sie da-
ran, mehr auf die Sprache zu achten
und Haltung zu zeigen. 

Das Manifest wurde ausgerechnet
an dem Tag veröffentlicht, als Bun-
deskanzlerin Angela Merkel in der
Generaldebatte des Bundestags ihre
Kollegen vor Wählerbeschimpfun-
gen warnte: „Politiker, die wie wir
Verantwortung tragen, sollten sich
sowieso in ihrer Sprache mäßigen“,
sagte sie ohne ihre quälenden Koali-
tionspartner Sigmar Gabriel oder
Horst Seehofer und andere Mitglie-
der im „Verein für klare Aussprache“
direkt beim Namen zu nennen. 

Die Frage ist, ob Merkel und
Fleischmann ihre Zielgruppen wirk-
lich erreichen. Dass die Lehrer-Reso-
lution zunächst an Vertreter von Po-
litik, Kirchen und Verbänden geht,
lässt Zweifel zu. Weil aber auch ein
paar Deutschlehrer ihre Hausaufga-
ben erledigen werden, könnten die
sprachpflegerischen Erfolgsaussich-
ten in der Schule dennoch größer
sein als in der Politik. Sie läuft sich
gerade erst für den Bundestagswahl-
kampf warm. 
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ern-Redaktion der Welt N24-Gruppe
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S chon als Achtjährige
schrieb sie in die Poe-
siealben ihrer Freun-
dinnen, dass sie Heb-
amme werden wolle.
Daran hat sich nichts
geändert. Sophia Leh-

ner wird gerade an der Staatlichen Be-
rufsfachschule für Hebammen am Uni-
versitätsklinikum Erlangen ausgebildet.
Sie empfindet ihren Beruf als Berufung:
„Die Geburt ist ein sehr echter Moment
im Leben. Alle, die dabei anwesend sind,
spüren die Bedeutung und die Ernsthaf-
tigkeit. Das hat etwas sehr Schönes.“ 

Und weil immer Kinder geboren wer-
den, müsste professionelle Geburtshilfe
auch ein krisensicherer Job sein. Laut
dem Landesamt für Statistik sind im
vergangenen Jahr mit 118.300 Kindern
so viele zur Welt gekommen wie seit 15
Jahren nicht mehr. Zudem darf ein Arzt
in Deutschland eine Frau nur in Notfäl-
len ohne eine Hebamme entbinden.

Aber die Hiobsbotschaften reißen
nicht ab: „Hebammen bangen um ihre
Zukunft“, „Keine Hebammen: Geburts-
hilfe wird abgemeldet“, „Keine Unter-
kunft für die Niederkunft“ – lauten bun-
desweit die Schlagzeilen. Seit Jahrhun-
derten leisten Hebammen Schwange-
ren, jungen Müttern und Familien Bei-
stand, plötzlich scheint diese Hilfe
nicht mehr gefragt. Bürokratische und
rechtliche Hürden machen die Berufs-
ausübung schwer. Eine echte Hilfe von
der Politik kommt nicht. 

Bayerns Gesundheitsministerin Me-
lanie Huml will sich zumindest schlau
machen. Sie lässt wissenschaftlich un-
tersuchen, ob der Hebammenschwund
bedrohlich wird für die Geburtshilfe in
Bayern. Die Zahl der Arbeitsplätze
nimmt jedenfalls schon ab. 

Allein in den vergangenen Wochen
haben Kliniken in Niebüll, Schmalkal-
den und Neuendettelsau die Geburts-
hilfe aufgegeben. Bereits seit Jahren
geht die Anzahl der Kreißsäle massiv
zurück: Gab es 1991 noch 1186 Kranken-
häuser mit Geburtshilfe, waren es 2014
nur noch 725. Eine aktuelle Umfrage des
Deutschen Hebammenverbandes e.V.
(DHV) unter 42 Berufsfachschulen hat
ergeben, dass es 2015 pro Ausbildungs-
platz zur Hebamme oder zum Entbin-
dungspfleger sechs Bewerbungen gab.
Zwar ein immer noch hohes Interesse,
doch zugleich bedeutet diese Zahl einen
Rückgang bei den Bewerbungen um
über 50 Prozent im Verlauf der vergan-
genen sieben Jahre. Denn auch in einem
Traumberuf will genug Geld verdient
sein. Das wird aber für die Hebammen
zunehmend schwierig.

In den Krankenhäusern wird gerech-
net. Wenn viele Geburten mit möglichst
wenig Personal abgewickelt werden
können, freut das den Klinikbetreiber.
Es kommt zu einer Konzentration: Ins-
besondere in ländlichen Gebieten
schließen Kreißsäle und Geburtshäuser,
zur wachsenden Verunsicherung bei
den werdenden Müttern.

Frauen müssten aber selbst entschei-
den können, wo und wie sie ihr Kind zur
Welt bringen möchten, sagt der Her-
bammenverband. Diese Wahlfreiheit sei
vielerorts in Gefahr, heißt es beim Heb-
ammenverband. 

In einigen Regionen Deutschlands
gebe es schon heute keine Wahlfreiheit
mehr, weil die klinische Geburtshilfe
auf wenige Krankenhäuser zentralisiert
wurde oder die freiberufliche Geburts-
hilfe weggefallen ist. Auch für die Wo-
chenbettbetreuung und Schwangeren-
vorsorge fände sich immer schwerer ei-
ne Hebamme. Die freiberuflich tätigen
Hebammen leiden zudem unter der
nach wie vor ungeklärten Situation um
die hohe Haftpflichtversicherung. Die

Pflicht-Versicherung kann zum existen-
ziellen Risiko werden. Von 2002 bis
2016 haben sich die Prämien mehr als
verzehnfacht. Inzwischen muss eine
Hebamme, die freiberuflich Geburtshil-
fe anbietet, bis zu 6800 Euro nur für ih-
re Berufshaftpflichtversicherung bezah-
len, gleichgültig ob sie als Hausgeburts-
oder Geburtshaushebamme vielleicht
nur wenige Geburten im Jahr begleitet
oder ob sie im Krankenhaus arbeitet.
2017 soll der Beitrag weiter steigen.

Grund dafür sind nicht mehr geburts-
hilfliche Schadensfälle, für die Hebam-
men verantwortlich sind. Der Gesamt-
verband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft (GDV) stellte im Februar
2014 fest, dass es heute nicht mehr Ge-
burtsschadensfälle gibt als früher. Aber
die Ausgaben für schwere Schäden sind
drastisch gestiegen. Das liegt daran,
dass auch schwer behinderte Kinder
dank des verbesserten medizinischen
Fortschritts heute länger leben und so-

mit die Kosten für ihren Lebensunter-
halt steigen. Aber auch die Schadenser-
satzansprüche schnellen in die Höhe.

Ein sogenannter Sicherstellungszu-
schlag soll Abhilfe schaffen, wird jedoch
nach Einschätzung des Verbandes nicht
alle betroffenen Hebammen ausrei-
chend entlasten. Auch der durch die ge-
setzliche Krankenversicherung geleiste-
te Ausgleich sei nicht ausreichend. Eine
mögliche Lösung wäre ein Haftungs-
fonds, der bei Schäden einspringt, die
über eine Haftungsobergrenze hinaus-
gehen. Darüber wird seit Langem disku-
tiert, mit ungewissem Ausgang.

In den vergangenen Jahren sind des-
halb viele freiberufliche Hebammen
ausgestiegen. Die Prämien können sie
nicht mehr erwirtschaften. Der DHV
geht davon aus, dass einer freiberuflich
tätigen Hebamme nach Abzug aller Bei-
träge, Mieten und so weiter ein Durch-
schnittsnettoverdienst von 8,50 Euro
pro Stunde bleibt.

Die Hilfe von der Politik kommt zö-
gerlich. Bayerns Gesundheitsministerin
Melanie Huml (CSU) sagt aber Unter-
stützung zu: „Natürlich nehme ich die
Sorgen der Hebammen ernst. Sie leisten
vor, während und nach der Geburt
Großartiges für die Familien und tragen
eine enorme Verantwortung.“ Deshalb
habe sie sich stets für eine Stärkung der
Geburtshilfe eingesetzt und werde dies
auch weiterhin tun. Auf Bundesebene
seien nicht zuletzt auch auf Betreiben
Bayerns bereits wichtige Weichen ge-
stellt worden, um die Versorgung mit
Hebammenhilfe flächendeckend sicher-
zustellen. So hat der Bundestag Vergü-
tungszuschläge für freiberuflich in der
Geburtshilfe tätige Hebammen einge-
führt, „als kurzfristige Übergangsrege-
lung“ zum Ausgleich für Prämienerhö-
hungen. Neben diesen Vergütungszu-
schlägen wird seit 2015 ein dauerhafter
Sicherstellungszuschlag gezahlt. Damit
sollen insbesondere Hebammen mit
wenigen Geburten entlastet werden.

Ein Mangel an Hebammen in Bayern
sei derzeit aber nicht belegbar, sagt
Huml. Wegen der vielfältigen Möglich-
keiten teilweise als selbstständige und
angestellte Hebamme zu arbeiten, ist
die Erfassung schwierig. Deshalb hat die
Ministerin im Mai eine Studie angekün-
digt, um „valide Daten zur tatsächlichen
Situation der Versorgung mit Hebam-
menhilfe in Bayern“ zu erlangen. Die
Studie erfolgt mit enger Einbindung der
Hebammenverbände, die ihre Unter-
stützung zugesagt haben. „Aufgrund
der umfangreichen Vorarbeiten zu einer
solchen Studie ist mit Ergebnissen erst
im nächsten Jahr zu rechnen.“

Sophia Lehner lässt sich von den
Prognosen verunsichern. „Natürlich ha-
be ich mich auch über die Schwierigkei-
ten informiert, bevor ich mich für die
Ausbildung beworben habe“, sagt sie.
„Abgeschreckt hat mich das aber in kei-
ner Weise“, sagt die 22-Jährige. Wenigs-
tens ist ihr Beruf bei der Deutschen
Unesco-Kommission als immaterielles
Weltkulturerbe vorgeschlagen. 

Glücksfall: Auch für die Nachsorge steht
im Geburtshaus in Würzburg noch eine
Hebamme bereit
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Die Abschaffung
der HEBAMME
Krankenhäuser schließen ihre Geburtshilfe-Stationen und
Versicherungen erhöhen die Prämien für die Berufshaftpflicht. Die
Hebammen müssen um die Zukunft ihres Berufsstandes fürchten

VON MICHAEL KNIESS


